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Referat 31 Artikel 9 

31.2 

 

Übersicht über die Änderungen des Disziplinargesetzes Sachsen-Anhalt 
 

 

Disziplinargesetz Sachsen-Anhalt 

(DG LSA) 

Stand 11.07.2015 

Änderungen 

 § 76a 

Ausübung der Disziplinarbefugnisse bei Hauptverwaltungsbeamten 

 

(1) Bei Hauptverwaltungsbeamten tritt die Kommunalaufsichtsbehörde an die 

Stelle des Dienstvorgesetzten und die obere Kommunalaufsichtsbehörde an die 

Stelle des höheren Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde. 

 

(2) Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens, die vorläufige Dienstenthebung, 

die Er-hebung einer Disziplinarklage sowie die Einstellungs- oder Disziplinarver-

fügung sind der Vertretung mitzuteilen. Auf Antrag der Vertretung ist ihr Aus-

kunft über den Stand des Verfahrens zu erteilen, wenn dies ohne Gefährdung 

der Sachverhaltsaufklärung möglich ist. Die Vertretung kann mit der Mehrheit 

ihrer gesetzlichen Mitglieder von der Kommunalaufsichtsbehörde die Einleitung 

eines Disziplinarverfahrens gegen den Hauptverwaltungsbeamten verlangen. 

Die Kommunalaufsichtsbehörde hat das Verlangen zurückzuweisen, wenn die 

Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 Satz 1 nicht vorliegen oder § 17 Abs. 2 Satz 1 

einer Einleitung entgegensteht. 

 

(3) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann abweichend von § 33 Abs. 3 Nr. 1 

Kürzungen der Dienstbezüge von Hauptverwaltungsbeamten bis zum Höchst-

maß festsetzen. Die Disziplinarklage wird bei Hauptverwaltungsbeamten abwei-

chend von § 34 Abs. 2 Satz 1 durch die Kommunalaufsichtsbehörde erhoben. 
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§ 80 

Ausübung der Disziplinarbefugnisse 

 

(1) Bei Ruhestandsbeamten werden die Disziplinarbefugnisse durch die 

zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand zuständige oberste Dienst-

behörde ausgeübt. Diese kann ihre Befugnisse durch allgemeine Anord-

nung ganz oder teilweise auf nachgeordnete Dienstvorgesetzte übertra-

gen; die Anordnung ist zu veröffentlichen. Besteht die zuständige oberste 

Dienstbehörde nicht mehr, bestimmt das Ministerium des Innern, welche 

Behörde zuständig ist. 

 

(2) Im Falle der Umbildung von Körperschaften im Sinne von § 32 des 

Landesbeamtengesetzes geht die Zuständigkeit auf die zuständige oberste 

Dienstbehörde der aufnehmenden oder neuen Körperschaft über. 

 

§ 80 

Ausübung der Disziplinarbefugnisse 

 

(1) Bei Ruhestandsbeamten werden die Disziplinarbefugnisse durch die zum 

Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand zuständige oberste Dienstbehörde 

ausgeübt. Diese kann ihre Befugnisse durch allgemeine Anordnung ganz oder 

teilweise auf nachgeordnete Dienstvorgesetzte übertragen; die Anordnung ist zu 

veröffentlichen. Besteht die zuständige oberste Dienstbehörde nicht mehr, be-

stimmt das Ministerium des Innern, welche Behörde zuständig ist. 

 

 

(2) Im Falle der Umbildung von Körperschaften im Sinne von § 32 des Landes-

beamtengesetzes geht die Zuständigkeit auf die zuständige oberste Dienstbe-

hörde der aufnehmenden oder neuen Körperschaft über. 

 

(3) Bei früheren Hauptverwaltungsbeamten gilt § 76a entsprechend. 

§ 81 

Übergangsvorschriften 

 

(1) Mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes werden die Disziplinarkam-

mern und der Disziplinarhof aufgelöst. Soweit nach den nachfolgenden 

Absätzen die Disziplinarordnung Sachsen-Anhalt in der jeweils bis zum In-

Kraft-Treten des Disziplinargesetzes Sachsen-Anhalt geltenden Fassung - 

im Folgenden: „nach bisherigem Recht“ - weiter anzuwenden ist, tritt an die 

Stelle der Disziplinarkammern das Verwaltungsgericht Magdeburg und an 

die Stelle des Disziplinarhofs das Oberverwaltungsgericht des Landes 

Sachsen-Anhalt. 

 

(2) Die folgenden Disziplinarmaßnahmen nach bisherigem Recht stehen 

folgenden Disziplinarmaßnahmen nach diesem Gesetz gleich: 

 

1. die Gehaltskürzung der Kürzung der Dienstbezüge, 

 

2. die Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem End-

§ 81 

Übergangsvorschriften 

 

(1) Mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes werden die Disziplinarkammern 

und der Disziplinarhof aufgelöst. Soweit nach den nachfolgenden Absätzen die 

Disziplinarordnung Sachsen-Anhalt in der jeweils bis zum In-Kraft-Treten des 

Disziplinargesetzes Sachsen-Anhalt geltenden Fassung - im Folgenden: „nach 

bisherigem Recht“ - weiter anzuwenden ist, tritt an die Stelle der Disziplinar-

kammern das Verwaltungsgericht Magdeburg und an die Stelle des Disziplinar-

hofs das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt. 

 

 

(2) Die folgenden Disziplinarmaßnahmen nach bisherigem Recht stehen folgen-

den Disziplinarmaßnahmen nach diesem Gesetz gleich: 

 

1. die Gehaltskürzung der Kürzung der Dienstbezüge, 

 

2. die Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem Endgrundge-
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grundgehalt der Zurückstufung und 

 

3. die Entfernung aus dem Dienst der Entfernung aus dem Beamtenver-

hältnis. 

 

(3) Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Disziplinarverfahren werden in 

der Lage, in der sie sich bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes befinden, 

nach diesem Gesetz fortgeführt, soweit in den Absätzen 4 bis 9 nicht et-

was anderes bestimmt ist. Maßnahmen, die nach bisherigem Recht getrof-

fen worden sind, bleiben rechtswirksam. 

 

(4) Vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eingeleitete förmliche Diszip-

linarverfahren werden nach bisherigem Recht fortgeführt. Für die Anschul-

digung und Durchführung des gerichtlichen Verfahrens gilt ebenfalls bishe-

riges Recht. § 97 der Disziplinarordnung Sachsen-Anhalt findet keine An-

wendung. Dies gilt auch für bereits vor dem In-Kraft-Treten dieses Geset-

zes rechtskräftig abgeschlossene förmliche Disziplinarverfahren. 

 

(5) Statthaftigkeit, Frist und Form eines Rechtsbehelfs oder Rechtsmittels 

gegen eine Entscheidung, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 

ergangen ist, bestimmen sich nach bisherigem Recht. Im weiteren Verfah-

ren gelten ebenfalls die Bestimmungen des bisherigen Rechts. 

 

(6) Die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes bei den Disziplinarkammern 

anhängigen Verfahren gehen in dem Stand, in dem sie sich befinden, auf 

das Verwaltungsgericht Magdeburg über. Die in diesem Zeitpunkt beim 

Disziplinarhof anhängigen Verfahren gehen in dem Stand, in dem sie sich 

befinden, auf das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt 

über. Die Verfahren werden nach bisherigem Recht fortgeführt. Eine 

mündliche Verhandlung oder Hauptverhandlung, die vor dem Wechsel der 

Zuständigkeit geschlossen wurde, muss wiedereröffnet werden. 

 

(7) Für die Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren, die vor dem In-Kraft-

Treten dieses Gesetzes rechtskräftig abgeschlossen worden sind, gilt Teil 

4 der Disziplinarordnung Sachsen-Anhalt in der bis zum In-Kraft-Treten 

des Disziplinargesetzes Sachsen-Anhalt geltenden Fassung. 
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(5) Statthaftigkeit, Frist und Form eines Rechtsbehelfs oder Rechtsmittels gegen 

eine Entscheidung, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes ergangen ist, 

bestimmen sich nach bisherigem Recht. Im weiteren Verfahren gelten ebenfalls 

die Bestimmungen des bisherigen Rechts. 
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Hauptverhandlung, die vor dem Wechsel der Zuständigkeit geschlossen wurde, 
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(8) Die nach bisherigem Recht in einem Disziplinarverfahren ergangenen 

Entscheidungen sind nach bisherigem Recht zu vollstrecken, wenn sie 

unanfechtbar geworden sind. 

 

(9) Die Frist für das Verwertungsverbot und ihre Berechnung für die Diszip-

linarmaßnahmen, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes verhängt 

worden sind, bestimmen sich nach diesem Gesetz. Dies gilt nicht, wenn 

die Frist und ihre Berechnung nach bisherigem Recht für den Beamten 

günstiger ist. 

 

 

(8) Die nach bisherigem Recht in einem Disziplinarverfahren ergangenen Ent-

scheidungen sind nach bisherigem Recht zu vollstrecken, wenn sie unanfecht-

bar geworden sind. 

 

(9) Die Frist für das Verwertungsverbot und ihre Berechnung für die Disziplinar-

maßnahmen, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes verhängt worden 

sind, bestimmen sich nach diesem Gesetz. Dies gilt nicht, wenn die Frist und 

ihre Berechnung nach bisherigem Recht für den Beamten günstiger ist. 

 

(10) Vor dem In-Kraft-Treten des [Änderungs-gesetzes] eingeleitete Disziplinar-

verfahren gegen Hauptverwaltungsbeamte und frühere Haupt-

verwaltungsbeamte werden nach bisherigem Recht durchgeführt. 

 § 83 

Evaluierung 

 

Die Auswirkungen der §§ 76a und 80 Abs. 3 für die Landkreise werden nach 

einem Erfahrungs-zeitraum von drei Jahren nach Inkrafttreten der §§ 76a und 

80 Abs. 3 durch das für Kommunal-angelegenheiten zuständige Ministerium in 

Abstimmung mit dem für das Beamtenrecht und dem für den kommunalen Fi-

nanzausgleich zuständigen Ministerium hinsichtlich der Deckung der Kosten 

nach Artikel 87 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt unter Mitwir-

kung des  Landkreistages Sachsen-Anhalt evaluiert. Das für Kommunalangele-

genheiten zuständige Ministe-rium unterrichtet den Landtag schriftlich über das 

Ergebnis der Evaluierung. 

 

 


